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Weltwirtschaftliches Umfeld
Die Expansion der Weltwirtschaft hat sich im Verlauf des
vergangenen Jahres abgeschwächt. Sie blieb aber kräf-
tig, denn günstige Finanzierungsbedingungen, hohe Un-
ternehmensgewinne und ansteigende Vermögenswerte
stützten weltweit die private Nachfrage. Gedämpft wur-
de die weltwirtschaftliche Expansion durch mehrere Fak-
toren. Der sehr starke Anstieg der Rohstoffpreise bewirk-
te in den Importländern einen spürbaren Kaufkraftentzug.
In Japan sowie im Euroraum, wo die Produktion kaum
noch zunahm, wurden darüber hinaus die Exporte durch
die Abwertung des US-Dollar gegenüber Yen und Euro
deutlich gebremst. Schließlich wurde in einigen Ländern,
insbesondere in China und in den USA, die Wirtschafts-
politik weniger expansiv ausgerichtet. Zwar ist zu erwar-
ten, dass die Öl- und Rohstoffpreise vorerst hoch blei-
ben, dass die Geldpolitik in den USA weiter vorsichtig
gestrafft wird und die Kapitalmarktzinsen weltweit all-
mählich steigen. Dennoch dürfte sich die weltwirtschaft-
liche Expansion in diesem und auch im nächsten Jahr
etwa im Tempo der zweiten Hälfte des vergangenen Jah-
res fortsetzen. Dafür sprechen die immer noch günstigen
Finanzierungsbedingungen, die hohen Unternehmens-
gewinne in den Industrieländern sowie die starke Wachs-
tumsdynamik in den Schwellenländern. In den Industrie-
ländern werden dabei die Unterschiede in der
konjunkturellen Dynamik zwischen den Regionen nach
und nach geringer. 
Die Konjunktur im Euroraum, die sich seit dem Som-
mer 2004 merklich eingetrübt hat, wird in den kommen-
den Monaten nur verhalten expandieren. Die Binnen-
nachfrage dürfte aufgrund der dämpfenden Effekte des
Ölpreisanstiegs und infolge der ungünstigen Lage am Ar-
beitsmarkt kaum ausgeweitet werden. Auch die Dyna-
mik bei den Ausfuhren bleibt vorerst gering. Ab der zwei-
ten Jahreshälfte dürfte sich die konjunkturelle Lage aber
allmählich verbessern. Zum einen laufen die dämpfenden
Wirkungen des Ölpreisanstiegs aus, wovon insbesonde-
re der private Konsum profitiert. Bei verbesserten Ab-
satz- und Ertragsperspektiven auf dem Binnenmarkt
werden die Unternehmen ihre Investitionen rascher aus-
weiten, zumal die Finanzierungsbedingungen weiterhin
günstig bleiben. Unter der Annahme eines weitgehend
konstanten Außenwerts des Euro werden zudem die Ef-
fekte der Aufwertung nach und nach entfallen, so dass
die Exporte wieder stärker expandieren dürften. Insge-
samt ist 2005 mit einem Anstieg des realen Bruttoin-
landsprodukts um 1,4 % zu rechnen. Im kommenden
Jahr dürfte die konjunkturelle Erholung weiter an
Schwung gewinnen. Der private Konsum wird ange-
sichts dann sinkender Arbeitslosigkeit beschleunigt aus-
geweitet. Bei steigender Kapazitätsauslastung und einer
nochmals verbesserten Ertragslage wird sich die Investi-
tionsbereitschaft der Unternehmen weiter erhöhen. Ins-
gesamt wird das reale Bruttoinlandsprodukt 2006 um
2,0% zunehmen. Der Auftrieb der Verbraucherpreise
wird sich in diesem Jahr nur leicht abschwächen, da die
Teuerung bei den Energiepreisen erst allmählich nach-
lässt. Im Durchschnitt des Jahres 2005 werden die Ver-
braucherpreise um 2,0% steigen; im nächsten Jahr wird
sich der Preisauftrieb auf 1,6% verringern.
Ausblick für Deutschland
Die deutsche Wirtschaft befindet sich im Frühjahr 2005
in einer konjunkturellen Schwächephase. Die Erholung,
die im ersten Halbjahr 2004 sehr kräftig ausgefallen war,
kam danach zum Stillstand. Ausschlaggebend hierfür
war zum einen die langsamere Expansion der Weltwirt-
schaft; zum anderen hinterließ die Aufwertung des Euro
Bremsspuren. Die binnenwirtschaftlichen Auftriebskräfte
blieben schwach, so dass das Nachlassen der Exportdy-
namik nicht ausgeglichen wurde. 
Die schwache Grundtendenz der Konjunktur in
Deutschland setzte sich also fort. Selbst der vorange-
gangene massive Nachfrageimpuls aus dem Ausland hat
keinen nachhaltigen Aufschwung ausgelöst. Die inländi-
sche Endnachfrage, die drei Jahre lang rückläufig gewe-
sen war, stabilisierte sich im Jahr 2004 lediglich. In kaum
einem anderen Land der Europäischen Union verlief die
Entwicklung in den vergangenen Jahren so ungünstig.
Offenbar leidet die deutsche Wirtschaft unter einer fun-
damentalen Schwäche.
Auf dem Arbeitsmarkt hat sich die Situation konjunk-
turell bis zuletzt verschlechtert. Zwar nahm infolge
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen die Zahl der Be-
schäftigten insgesamt zu, doch sank die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten, die die grundlegen-
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erneut. Der Anstieg der Arbeitslosigkeit setzte sich fort;
nach der Jahreswende erhöhte sich die Zahl der regi-
strierten Arbeitslosen sogar sprunghaft, weil mit dem In-
krafttreten der Hartz-IV-Reformen insbesondere erwerbs-
fähige Sozialhilfeempfänger einbezogen wurden.
Im ersten Halbjahr 2005 wird die konjunkturelle
Grundtendenz noch verhalten bleiben. Zwar gab es zur
Jahreswende einen Schub bei den Auftragseingängen in
der Industrie; diese waren aber überzeichnet durch
Großaufträge. Seither hat sich die Nachfrage erheblich
abgeschwächt. Die jüngsten Umfragedaten deuten dar-
auf hin, dass die Konjunktur noch nicht wieder Tritt ge-
fasst hat; bei den Geschäftserwartungen in der gewerbli-
chen Wirtschaft setzte sich die leichte Abwärtstendenz
fort. Ein wichtiger Grund für den Pessimismus dürfte der
kräftige Anstieg der Ölpreise sein, der die Gewinne der
Unternehmen schmälert und den privaten Haushalten
Realeinkommen entzieht. Alles in allem wird die Binnen-
nachfrage vorerst nur in sehr mäßigem Tempo expandie-
ren. Auch die Exporte werden zunächst nur moderat zu-
legen, da die Konjunktur im Ausland durch die höheren
Energiepreise ebenfalls gedämpft wird.
Die Schwächephase dürfte im Lauf dieses Jahres all-
mählich überwunden werden. Die Rahmenbedingungen
für eine konjunkturelle Erholung stellen sich nämlich
überwiegend günstig dar. So lassen die dämpfenden
Einflüsse seitens der hohen Ölpreise nach, und die retar-
dierenden Effekte der vorangegangenen Aufwertung lau-
fen aus. Zudem setzt sich die Expansion der Weltwirt-
schaft in zügigem Tempo fort. Davon wird die Ausfuhr
getragen; wegen der sich verbessernden preislichen
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen wird der Welt-
marktanteil der deutschen Exporteure leicht steigen. Die
Binnennachfrage wird durch die anhaltend niedrigen Zin-
sen gestützt. Im nächsten Jahr wird sich die konjunkturelle
Erholung leicht verstärken, und die Zuwachsrate des realen
2002 2003 2004 2005 2006
Bruttoinlandsprodukta
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %) 0,1 –0,1 1,6 0,7 1,5
Westdeutschlandb, c 0,0 –0,2 1,6 0,7 1,5
Ostdeutschlandc 0,7 0,2 1,5 0,7 1,5
Erwerbstätiged, e (1.000 Personen) 38.696 38.314 38.442 38.731 39.067
Arbeitslose (1.000 Personen) 4.061 4.377 4.381j 4.844 4.518
Arbeitslosenquotef (in %) 9,5 10,3 10,2 11,1 10,4
Verbraucherpreiseg
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %)
1,4 1,1 1,6 1,7 1,5
Lohnstückkostenh
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %)
0,8 0,7 –1,1 0,0 0,0
Finanzierungssaldo des Staatesi
in Mrd. Euro  –77,5 –81,3 –80,3 –76,1 –74,0
in % des nominalen
Bruttoinlandsprodukts
–3,7 –3,0 –3,7 –3,4 –3,3
Leistungsbilanzsaldo (Mrd. Euro) 48,2 45,3 84,0 85,0 95,0
a) In Preisen von 1995. – b) Einschließlich Berlin. – c) Rechenstand: April 2005. – d) Im Inland. – e) Die Angaben zur Erwerbstätigkeit
basieren auf der Fachserie 18, Reihe 3 (Rechenstand 4. Quartal 2004), da diese mit der aktuellen VGR kompatibel sind. – f) Arbeitslose
in % der inländischen Erwerbspersonen (Wohnortkonzept). – g) Verbraucherpreisindex (2000=100). – h) Im Inland entstandene Arbeits-
nehmerentgelte je Arbeitsnehmer bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1995 je Erwerbstätigen. – i) In der Abgrenzung
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (ESVG ‘95). – j) Ab 2004 ohne Teilnehmer an Trainings- und Eigungsfeststellungsmaßnahmen.
GD Frühjahr 2005
Tabelle 1: Eckdaten der Prognose für Deutschland
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Arbeitskreis VGR der Länder, Deutsche Bundesbank, 2005 und 2006: Prog-
nose der Institute.20
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Bruttoinlandsprodukts dürfte die trendmäßige Wachstums-
rate von rund 1% übertreffen. Damit wird sich die Produk-
tionslücke verringern, die derzeit bei rund 1% liegt.
Das reale Bruttoinlandsprodukt wird in diesem Jahr le-
diglich um 0,7% zunehmen (vgl. Tab. 1); arbeitstäglich be-
reinigt beläuft sich die Rate auf 0,9%. Im Jahr 2006 dürfte
der Anstieg 1,5% betragen. Auf dem Arbeitsmarkt wird
die Umsetzung der Hartz-IV-Reformen noch geraume Zeit
die Entwicklung der Arbeitslosenzahlen prägen. Es ist zu
erwarten, dass es nach der Jahresmitte 2005 zu einem
kräftigen Rückgang der Arbeitslosenzahl kommt, der auch
im nächsten Jahr anhält. Die Beschäftigungslage wird sich
allerdings nur leicht verbessern.
Exkurs: Ostdeutschland
Der starke außenwirtschaftliche Impuls in der ersten
Hälfte des vergangenen Jahres hat auch in Ostdeutsch-
land die Produktion handelbarer Güter angeregt. Der
Auslandsumsatz des leistungsfähigen, aber kleinen Indu-
striesektors ist zeitweilig mit zweistelligen Raten gestie-
gen. Gleichfalls haben die Zulieferindustrien für inländi-
sche Kunden von der Nachfrage der Exporteure in den
alten Bundesländern profitiert. Auch während der kon-
junkturellen Abkühlung in der zweiten Jahreshälfte sind
die Produktionszuwächse in der Industrie kräftig geblie-
ben. Die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie hat sich
weiter verbessert, die Lohnstückkosten liegen mittlerwei-
le unter dem westdeutschen Durchschnitt, und die ost-
deutschen Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes
realisieren im Durchschnitt Gewinnmargen wie im We-
sten. Vor diesem Hintergrund wird die Industrieprodukti-
on in Ostdeutschland im Zuge der konjunkturellen Erho-
lung im Inland auch in diesem und im nächsten Jahr
kräftig zulegen, und der Aufholprozess wird sich in die-
sem Sektor fortsetzen. In der Bauwirtschaft hält dage-
gen die Talfahrt an. In den konsumnahen Bereichen blieb
die Entwicklung 2004 aufgrund der Einkommensschwä-
che gedämpft. Einige Bereiche des Handels und der für
die privaten Haushalte aktiven Dienstleistungsunterneh-
men mussten Einbußen hinnehmen. Dagegen hat sich
die Wertschöpfung bei den unternehmensnahen Dienst-
leistungsbereichen sowie im Bereich Verkehr und Nach-
richtenübermittlung etwas erholt. Im Zuge der allgemei-
nen Konjunkturbelebung wird sich diese Entwicklung in
diesem und im nächsten Jahr fortsetzen.
Alles in allem ist die gesamtwirtschaftliche Produkti-
on in Ostdeutschland in den vergangenen drei Jahren in
ungefähr dem gleichen Tempo gewachsen wie im We-
sten. Im Jahr 2004 erhöhte sich das Bruttoinlandspro-
dukt in den neuen Bundesländern um 1,5%. Im Pro-
gnosezeitraum wird sich der Produktionszuwachs
aufgrund der zunächst schwachen konjunkturellen
Grundtendenz und der nur langsam zulegenden In-
landsnachfrage verringern, im nächsten Jahr wird er
sich im Sog der verstärkten Erholung der Inlandsnach-
frage in Deutschland verstärken. Das Wachstumstempo
der Produktion wird etwa so hoch sein wie im Westen
(vgl. Tab. 1).
Die Lage auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt hat
sich im Jahr 2004 nicht gebessert. Zwar lag die Zahl der
Erwerbstätigen um 16.000 Personen über dem Vorjah-
resniveau. Der Beschäftigungsaufbau war aber zum
überwiegenden Teil auf die Ausweitung ausschließlich
geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse sowie die Zu-
nahme der Zahl der Ich-AGs zurückzuführen. Die mei-
sten der im vierten Quartal vergangenen Jahres im 
Vorgriff auf die Hartz-IV-Reformen angebotenen „Zusatz-
jobs“ wurden in Ostdeutschland bereitgestellt. Dagegen
nahm die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten ab, und dies deutlich stärker als in Westdeutsch-
land.
Im Prognosezeitraum wird sich die Arbeitsmarktsi-
tuation zunächst nicht verbessern. Zwar wird die Zahl
der Erwerbstätigen im Jahr 2005 um etwa 60.000 Per-
sonen zunehmen. Dies ist jedoch insbesondere auf eine
weitere Ausdehnung von ausschließlich geringfügigen
Beschäftigungsverhältnissen und von „Zusatzjobs“ zu-
rückzuführen, während sich der Rückgang der Zahl der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten lediglich ab-
schwächt. Für das kommende Jahr ist mit einer Zunah-
me der Erwerbstätigkeit um 70.000 Personen zu rech-
nen. Die registrierte Arbeitslosigkeit wird im Jahr 2005
um etwa 70.000 Personen steigen. Dies geht überwie-
gend auf die Anfang dieses Jahres eingeführte Melde-
pflicht für alle arbeitsfähigen Sozialhilfeempfänger zu-
rück. Dieser Effekt fällt allerdings geringer aus als im
Westen, da in den neuen Bundesländern aufgrund der
allgemein höheren Erwerbsbeteiligung 2004 vergleichs-
weise weniger erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger ge-
zählt wurden. Im kommenden Jahr geht die Zahl der re-
gistrierten Arbeitslosen um 110.000 zurück – allerdings
nur, weil zusätzliche Arbeitsgelegenheiten durch den
Staat angeboten werden und das Arbeitsangebot aus
demographischen Gründen sinkt. Mit 1,56 Millionen re-
gistrierter Arbeitsloser bleiben knapp 17 % der Erwerbs-
personen ohne Arbeitsplatz. 
Pro Einwohner gerechnet hat sich 2004 der Produkti-
onsrückstand Ostdeutschlands gegenüber dem Westen
erneut ein wenig verringert (vgl. Tab. 3). Allerdings be-
trägt gegenwärtig die Pro-Kopf-Produktion erst 64%
des Westniveaus. Maßgeblich für die Annäherung war je-
doch die schrumpfende Bevölkerung im Osten infolge
sinkender Geburtenzahlen und anhaltender Abwande-
rung. Auch die Produktivitätslücke schließt sich nur21
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langsam. Geschwächt wird der Aufholprozess durch die
geringe Investitionstätigkeit. Bereits seit 1997 wird pro
Kopf weniger in Ausrüstungen und sonstige Anlagen in-
vestiert als im Westen. Dass 2004 nunmehr auch die
Bauinvestitionen pro Einwohner unter ihren westdeut-
schen Vergleichswert gesunken sind, dürfte den Aufhol-
prozess dagegen kaum behindern, denn im Immobilien-
bereich ist das Überangebot seit dem Bauboom in den
neunziger Jahren immer noch beträchtlich. 
Zur Wirtschaftspolitik
Im Zeitraum von 2001 bis 2004 ist das reale Bruttoin-
landsprodukt in Deutschland durchschnittlich pro Jahr
nur um 0,6% gestiegen. In der wirtschaftspolitischen
Diskussion wird dies von Vielen als Ausdruck einer unge-
wöhnlich schwachen konjunkturellen Entwicklung inter-
pretiert, die man auch mit kurzfristig wirkenden Maßnah-
men bekämpfen müsse. Bereits in früheren Diagnosen
haben die Wirtschaftsforschungsinstitute darauf hin-
gewiesen, dass sie darin vor allem die Folge eines rück-
läufigen trendmäßigen Wachstums sehen. Die Trend-
wachstumsrate ist in Deutschland seit Anfang des
vergangenen Jahrzehnts stetig bis auf 1,1% zurückge-
gangen ist. Im Gegensatz dazu bewegt sich die Trend-
wachstumsrate im Euroraum (ohne Deutschland) seit
etwa 30 Jahren um Werte von etwas über 2%, die der
USA um 3%. Im internationalen Vergleich zeigt sich da-
mit, dass sich die Wachstumsperformance Deutschlands
nicht nur in den Jahren seit der Jahrtausendwende, son-
dern seit etwa 15 Jahren relativ verschlechtert hat.
Deutschland hat im Kern kein Konjunktur-, sondern
ein Wachstumsproblem. Die Marktakteure erwarten für
die Zukunft einen nur noch geringen Anstieg der Einkom-
men und sind entsprechend zurückhaltend bei ihren
Konsum- und Investitionsentscheidungen. Bereits heute
sinken die Realeinkommen weiter Bevölkerungskreise.
Eine Lösung des Wachstumsproblems ist deshalb eine
herausragende Aufgabe für die Wirtschaftspolitik. Es sind
weitreichende Reformmaßnahmen erforderlich. Dabei
besteht ein Bedarf zur Verbesserung der Wachstums-
bedingungen auf vielen Feldern. Die grundsätzliche Rich-
tung der Reformen sollte klar sein: Der Staat muss seinen
Einfluss auf das Wirtschaftsgeschehen verringern, die
Staatsquote reduzieren und den Freiraum für private Initia-
tive erhöhen. Er muss die Eigenverantwortung der Wirt-
schaftssubjekte stärken und sich darauf konzentrieren,
Mrd. Euro %
1 Veränderung gegenüber dem Vorquartal in %, auf Jahresrate hochgerechnet.
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Abbildung 1: Reales Bruttoinlandsprodukt in Deutschland
Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen der Institute, ab 1.Quartal 2005, Prognose der Institute.22
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2001 2002 2003 2004 2005 2006
Deutschland
Erwerbstätige Inländera 38.863 38.642 38.265 38.396 38.681 39.017
Arbeitnehmer 34.786 34.545 34.096 34.089 34.254 34.496
Erwerbstätige Inlandb 38.922 38.696 38.314 38.442 38.731 39.067
Arbeitnehmer 34.845 34.599 34.145 34.135 34.304 34.546
darunter:
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 27.901 27.629 27.007 26.573 26.440 26.477
Ausschließlich geringfügig Beschäftigte 4.126 4.147 4.319 4.735 4.905 5.058
Zusatzjobs 12 178 317
Selbständige 4.077 4.097 4.169 4.307 4.427 4.521
darunter:
Ich-AGs 41 154 265 250
Pendlersaldo 59 54 49 46 50 50
Arbeitslose 3.853 4.061 4.377 4.381b 4.844 4.518
Arbeitslosenquotec 9,0 9,5 10,3 10,2 11,1 10,4
Erwerbslosed 3.109 3.438 3.838 3.920 4.106 3.825
Erwerbslosenquotee 7,4 8,2 9,1 9,3 9,6 8,9
Aktive Arbeitsmarktpolitik
Kurzarbeit 123 207 196 151 130 100
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 220 180 145 119 70 50
Berufliche Vollzeitweiterbildung 315 300 224 160 140 95
Westdeutschlandf
Erwerbstätige Inländerg 31.138 31.037 30.745 30.855 31.081 31.347
Arbeitslose 2.321 2.498 2.753 2.781b 3.174 2.958
Arbeitslosenquotec 6,9 7,4 8,2 8,3 9,3 8,6
Aktive Arbeitsmarktpolitik
Kurzarbeit 94 162 161 122 105 80
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 38 30 29 24 15 5
Berufliche Vollzeitweiterbildung 169 162 129 85 75 40
Ostdeutschlandf
Erwerbstätige Inländerg 7.725 7.605 7.520 7.541 7.600 7.670
Arbeitslose 1.532 1.563 1.624 1.600b 1.670 1.560
Arbeitslosenquotec 16,5 17,0 17,8 17,5 18,0 16,9
Aktive Arbeitsmarktpolitik
Kurzarbeit 29 45 35 29 25 20
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 182 150 116 95 55 45
Berufliche Vollzeitweiterbildung 146 138 95 75 65 55
a) Die Angaben zur Erwerbstätigkeit werden entsprechend der Fachserie 18, Reihe 3 (Rechenstand: 4. Quartal 2004) verwendet, da diese mit der aktuellen VGR kompatibel
sind. – b) Ab 2004 ohne Teilnehmer an Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaßnahmen. – c) Arbeitslose in % der inländischen Erwerbspersonen (Erwerbstätige plus Arbeits-
lose). – d) Definition der ILO. – e) Erwerbslose in % der inländischen Erwerbspersonen (Erwerbstätige plus Erwerbslose). – f) Westdeutschland: alte Bundesländer ohne Ber-
lin, Ostdeutschland: neue Bundesländer einschl. Berlin. – g) Schätzung der Institute auf Basis der Länderergebnisse der Erwerbstätigenrechnung von Februar/März 2005.
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Tabelle 2: Arbeitsmarktbilanz (Jahresdurchschnitte in 1.000 Personen)
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Arbeitskreis Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder (Rechen-
stand: Februar/März 2005), 2005 und 2006: Prognose der Institute.23
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Tabelle 3: Indikatoren zum wirtschaftlichen Aufholprozess in Ostdeutschland, Relationszahlen für Ost-
deutschland (ohne Berlin) in jeweiligen Preisen
Quellen: Statistisches Bundesamt (Rechenstand: Februar 2005), Arbeitskreis VGR der Länder (Rechenstand: März 2005), Erwerbstätigen-
rechnung des Bundes und der Länder (Rechenstand: März 2005), ifo Institut, Berechnungen der Institute.




Einwohnera 33,4 41,2 50,8 57,2 59,6 61,7 62,2 61,5 62,4 61,8 62,0 63,1 64,0 64,3
Bauinvestitionen
nominal je 
Einwohnerb 70,2 103,1 131,0 164,1 175,8 180,8 172,8 153,3 137,0 120,6 108,2 102,2 100,5 97,5
darunter:
Wohnbautenb 45,8 61,7 81,1 110,0 131,2 143,2 140,6 121,4 106,9 90,8 77,3 71,5 70,2 66,6
Nichtwohnbauten 97,0 151,4 195,0 241,7 240,5 237,9 223,2 205,2 186,2 169,3 157,1 150,7 148,8 148,3
Investitionen in neue 
Ausrüstgn./sonst.
Anlagen nominal je 
Einwohnerb
59,6 69,0 89,0 100,5 103,7 102,3 92,7 90,6 88,3 85,0 83,3 85,1 88,6 –
Arbeitnehmerentgelt je
Arbeitnehmer 49,3 61,9 69,2 72,6 75,2 75,8 76,1 76,3 77,1 77,3 77,3 77,7 77,8 77,9
Arbeitsstunde der 
Arbeitnehmera – – – – – – – 68,8 70,3 71,1 70,8 71,9 72,2 –
Arbeitsproduktivität je 
Erwerbstätigena, c 34,9 48,3 59,5 64,2 65,0 67,0 68,0 67,7 68,7 69,7 70,6 71,8 72,2 72,3
Arbeitsstunde der 
Arbeitnehmer a, c – – – – – – – 62,4 63,9 65,3 65,8 67,4 67,9 –
Lohnstückkostena, d
Basis Personen 141,1 128,3 116,3 113,2 115,7 113,1 111,8 112,6 112,2 110,9 109,5 108,3 107,7 107,7
Basis Stunden – – – – – – – 110,2 110,0 108,9 107,5 106,6 106,3 –
Veränderung gegenüber Vorjahr in %
Bevölkerunga
Ostdeutschland – –1,3 –0,7 –0,6 –0,4 –0,4 –0,3 –0,4 –0,5 –0,6 –0,8 –0,9 –0,8 –0,7
Westdeutschland – 1,2 1,0 0,5 0,4 0,4 0,3 0,1 0,2 0,3 0,4 0,4 0,2 0,1
Erwerbstätige (Inland)a
Ostdeutschland – –12,4 –2,5 2,4 1,9 –0,7 –1,2 0,2 0,5 –1,0 –1,3 –1,6 –1,1 –0,1
Westdeutschland – 0,8 –1,1 –0,6 –0,1 –0,2 0,0 1,3 1,3 2,3 0,8 –0,4 –1,0 0,4
Arbeitsvolumena
Ostdeutschland – – – – – – – – –0,8 –2,5 –1,9 –2,9 –1,0 –
Westdeutschland – – – – – – – – 0,8 1,3 –0,2 –1,1 –0,7 –
a) Angaben für Ostdeutschland: neue Bundesländer ohne Berlin, für Westdeutschland: alte Bundesländer einschließlich Berlin. – b) Angaben für Ostdeutschland: neue
Bundesländer und Ostberlin, für Westdeutschland: früheres Bundesgebiet. – c) Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen je Erwerbstätigen (Arbeitsstunde der Erwerbstä-
tigen). – d) Im Inland entstandene Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer (Arbeitsstunde der Arbeitnehmer) bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen je Er-
werbstätigen (Arbeitsstunde der Erwerbstätigen).
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nur noch eine Grundsicherung zu geben. Dabei muss die
Effizienz des Einsatzes öffentlicher Mittel verbessert wer-
den und der Wettbewerb als Koordinationsmechanis-
mus an Bedeutung gewinnen.
Wenn auch manches in den vergangenen Jahren in
Gang gesetzt worden ist, ein geschlossenes Konzept,
die Wachstumsmisere zu überwinden, ist nicht erkenn-
bar. Einzelne, häufig zu zaghafte Reformschritte können
nur wenig weiterhelfen, ja sogar kontraproduktiv wirken.
Es ist nicht überraschend, dass Ich-AGs und Minijobs,
die im Zuge der Arbeitsmarktreformen eingeführt wur-
den, in manchen Branchen als willkommene Möglich-
keiten zur Senkung der Arbeitskosten genutzt werden,
weil ein reglementierter Arbeitsmarkt und ein restriktives
Tarifvertragsrecht andere Formen der Flexibilisierung
nicht ermöglichen. Auch erzwingen Änderungen in einem
Politikfeld Reformen in anderen Feldern. So führen 
Deregulierung und Öffnung des Arbeitsmarktes häufig
zu sinkenden Löhnen. Die zur Sicherung des Lebensun-
terhalts von Geringverdienern notwenige Umverteilung
sollte nur über das Steuer- und Transfersystem erfolgen,
das diese Aufgabe effizienter wahrnehmen kann als die
Sozialversicherung. Letztere muss aber, selbst wenn
grundsätzlich dem Prinzip der Eigenverantwortung eine
höhere Priorität eingeräumt wird, eine Grundabsicherung
bei Krankheit, bei Arbeitslosigkeit und für das Alter bie-
ten, die jene auffängt, deren Einkommen nicht ausreicht,
genügend Eigenvorsorge zu betreiben. Schon diese we-
nigen Beispiele unterstreichen die Notwendigkeit eines
umfassenden Reformkonzepts.
Nur wenn weitreichende Reformen gelingen, kann
die Wachstumsschwäche in Deutschland überwunden
werden, und zwar schon innerhalb eines überschauba-
ren Zeitraums. Dies belegen die Erfahrungen jener euro-
päischen Länder, die wie Irland, Finnland oder Großbri-
tannien einen ähnlichen Wechsel vollzogen haben. Aber
auch das Beispiel Deutschland in den achtziger Jahren
zeigt, dass im Zuge einer erfolgreichen Konsolidierung
der öffentlichen Haushalte, verbunden mit Steuersen-
kungen und flankiert von einer moderaten Lohnpolitik,
ein Anstieg des Wachstumstempos erreicht werden
kann.
1 Gekürzte Fassung des „Frühjahrsgutachtens“ der in der Arbeitsgemein-
schaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute e.V.,
Hamburg, zusammengeschlossenen Institute, veröffentlicht in: ifo Schnell-
dienst, 8/2004, S.3 ff.